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Satzung der Unfallkasse Freie Hansestadt Bremen

Vom 20. Dezember 2010

Inkrafttreten: 01.01.2011
Fundstelle: Brem.ABI. 2011, 411

Die Vertreterversammlung der Unfallkasse Freie Hansestadt Bremen hat auf Grund § 34
Absatz 1 Satz 1 des Sozialgesetzbuches IV (SGB 1V) am 20. Dezember 2010 die folgende
Neufassung der Satzung beschlossen:

Vom 20. Dezember 2010
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86 Gemeinsame Bestimmungen
§ 7 Inkrafttreten, Ubergangs- und Schlussbestimmungen

Abschnitt |
Trager, Aufgaben, Zustandigkeit

§1

Name, Sitz, Rechtsstellung

(1) Die Unfallkasse fuhrt den Namen ,Unfallkasse Freie Hansestadt Bremen* (im
Folgenden kurz ,Unfallkasse genannt). Die Unfallkasse hat ihren Sitz in Bremen. Sie ist
Rechtsnachfolgerin des Bremischen Gemeinde-Unfallversicherungs-Verbandes, der durch
Verordnung vom 5. Méarz 1937 (SaBremR 8221-a-2) errichtet wurde.

(2) Die Unfallkasse ist eine rechtsfahige landesunmittelbare Kérperschaft des 6ffentlichen
Rechts mit Selbstverwaltung. Sie flhrt das kleine Dienstsiegel mit dem mittleren
bremischen Wappen nach dem Erlass Uber Dienstsiegel fir die bremischen Dienststellen
und Behorden vom 16. April 1948 (Brem.GBI. S. 77).

(3) Die Unfallkasse ist Arbeitgeber der bei ihr tatigen dienstordnungsmafigen Angestellten
(DO-Angestellte) und Tarifbeschaftigten. Soweit nicht durch besondere gesetzliche
Vorschriften oder in der Dienstordnung etwas anderes bestimmt ist, gelten fir die DO-
Angestellten entsprechend oder sinngemalf die jeweiligen Vorschriften fir Landesbeamte.
Fur die in der Unfallkasse tatigen Tarifbeschaftigten gelten die Bestimmungen der
zwischen dem Vorstand der Unfallkasse und den Gewerkschaften abgeschlossenen
Tarifvertrage. Diese Tarifvertrage dirfen keine gunstigeren Regelungen enthalten, als sie
fur Bedienstete der Freien Hansestadt Bremen gelten. Im Ubrigen finden die fir das Land
geltenden arbeitsrechtlichen Regelungen in der jeweils geltenden Fassung Anwendung.

(4) Geschaftsjahr ist das Kalenderjahr.

§2
Aufgaben

(1) Die Unfallkasse ist Tragerin der gesetzlichen Unfallversicherung.
(2) Aufgabe der Unfallkasse ist es,

1. mit allen geeigneten Mitteln fir die Verhitung von Arbeitsunfallen, Berufskrankheiten
und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren sowie flr eine wirksame Erste Hilfe (88 1
Nummer 1, 14 Absatz 1 SGB VII) zu sorgen,
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g§3

nach Eintritt von Arbeitsunféallen oder Berufskrankheiten die Gesundheit und die
Leistungsfahigkeit der Versicherten mit allen geeigneten Mitteln wiederherzustellen
und die Versicherten oder ihre Hinterbliebenen durch Geldleistungen zu entschadigen
(8 1 Nummer 2 SGB VII).

Zustandigkeit fir Unternehmen

(1) Die Unfallkasse ist im Gebiet der Freien Hansestadt Bremen sachlich zustandig far
folgende Unternehmen (Betriebe, Verwaltungen, Einrichtungen, Tatigkeiten):

1.

des Landes (§ 128 Absatz 1 Nummer 1 SGB VII),

der Gemeinden Bremen und Bremerhaven (8 129 Absatz 1 Nummer 1 SGB VII),
soweit nicht in § 129 Absatz 4 SGB VIl etwas anderes bestimmt ist,

fur in selbststandiger Rechtsform betriebene Unternehmen, an denen das Land,
Gemeinden oder Gemeindeverbande allein oder zusammen mit Gemeinden oder
Gemeindeverbanden, einem Land oder dem Bund unmittelbar oder mittelbar
Uberwiegend beteiligt sind oder auf deren Organe sie einen ausschlaggebenden
Einfluss haben (88 128 Absatz 1 Nummer 1a, 129 Absatz 1 Nummer 1a, 129a SGB
Vi),

fur in selbststandiger Rechtsform betriebene Unternehmen, fur die die Unfallkasse
vor dem 1. Januar 2005 zustéandig war (8 218d Absatz 2 SGB VIl i. V. m. §§ 128
Absatz 4, 129 Absatz 3 SGB VIl a. F),

fur Kérperschaften, Anstalten oder Stiftungen des 6ffentlichen Rechts, fir welche die
Unfallkasse nach anderen gesetzlichen Vorschriften Versicherungstrager geworden
ist,

fur Haushalte, (8 129 Absatz 1 Nummer 2 SGB VII),

fur Unternehmen zur Hilfe bei Unglicksfallen, soweit fir sie nicht ein anderer Trager
der Unfallversicherung zustéandig ist (§ 128 Absatz 1 Nummer 6 SGB VII oder § 128
Absatz 2 SGB VII).

(2) Die Unfallkasse ist auch fur sich und ihre eigenen Unternehmen zustandig (8 132 SGB

VII).

(3) Die Unternehmerinnen und Unternehmer haben geméaf 8§ 138 SGB VII die in ihren
Unternehmen tatigen Versicherten dartiber zu unterrichten, welcher
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Unfallversicherungstrager fir das Unternehmen zusténdig ist. Die Angaben sind auf3erdem
durch Aushang bekannt zu machen. Dies gilt nicht fir Haushalte.

§4

Versicherung kraft Gesetzes/Zustandigkeit

Die Unfallversicherung umfasst die nach § 2 SGB VII versicherten Personen, soweit die
Unfallkasse aufgrund der geltenden Vorschriften sachlich und o6rtlich zustandig ist.
Hiernach sind insbesondere versichert

1.

Beschaftigte in den in 8 3 genannten Unternehmen und Personen, die in diesen
Unternehmen wie Beschéftigte tatig werden (8 2 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 2
Satz 1 SGB V),

Lernende wahrend der beruflichen Aus- und Fortbildung in Betriebsstétten,
Lehrwerkstatten, Schulungskursen und &hnlichen Einrichtungen, wennin 8 3
genannte Unternehmen Sachkostentrager sind (88 2 Absatz 1 Nummer 2, 136 Absatz
3 Nummer 3 SGB VII),

Personen, die sich Untersuchungen, Prifungen oder &hnlichen MalRnahmen
unterziehen, die auf Grund von Rechtsvorschriften zur Aufnahme einer versicherten
Tatigkeit oder infolge einer abgeschlossenen versicherten Tatigkeit erforderlich sind,
soweit die Malinahme vom Unternehmen oder einer Behdrde veranlasst worden ist (8
2 Absatz 1 Nummer 3 SGB VII),

behinderte Menschen, die in anerkannten Werkstatten fir behinderte Menschen oder
in Blindenwerkstéatten im Sinne des 8§ 143 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch
(SGB IX) oder fur diese Einrichtungen in Heimarbeit tatig sind (8 2 Absatz 1 Nummer
4 SGB V),
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b)

Kinder wahrend des Besuchs von Tageseinrichtungen, deren Trager fur den
Betrieb der Einrichtungen der Erlaubnis nach 8§ 45 des Achten Buches des
Sozialgesetzbuchs (SGB VIII) oder einer Erlaubnis auf Grund einer
entsprechenden landesrechtlichen Regelung bedtirfen, sowie Kinder, die durch
geeignete Tagespflegepersonen im Sinne von 8 23 SGB VIII (§ 2 Absatz 1
Nummer 8a SGB VII),

Schiler und Schilerinnen wahrend des Besuchs von allgemein- oder
berufsbildenden Schulen und wahrend der Teilnahme an unmittelbar vor oder
nach dem Unterricht von der Schule oder im Zusammenwirken mit ihr
durchgefiihrten BetreuungsmalRnahmen (8 2 Absatz 1 Nummer 8b SGB VII),

Studierende wahrend der Aus- und Fortbildung an Hochschulen (8 2 Absatz 1
Nummer 8c SGB VII),

wenn in 8 3 genannte Unternehmen Sachkostentrager sind (8 136 Absatz 3
Nummer 3 SGB VII) oder es sich um den Besuch von Tageseinrichtungen von
Tragern der freien Jugendhilfe oder von anderen privaten, als gemeinnitzig im
Sinne des Steuerrechts anerkannten Tageseinrichtungen oder von privaten
Schulen oder privaten Hochschulen handelt.

Personen, die selbststandig oder unentgeltlich, insbesondere ehrenamtlich im
Gesundheitswesen oder der Wohlfahrtpflege tétig sind (8 2 Absatz 1 Nummer 9 SGB
VII), sofern sie nicht nach § 4 Absatz 3 SGB VII von der Versicherungspflicht frei sind,

Personen, die fur Korperschaften, Anstalten oder Stiftungen des 6ffentlichen Rechts
oder deren Verbande oder Arbeitsgemeinschaften oder fir die in Nummern 2 und 5
genannten Einrichtungen, fir welche die Unfallkasse zustandig ist, oder flr
privatrechtliche Organisationen im Auftrag oder mit ausdriicklicher Einwilligung, in
besonderen Fallen mit schriftlicher Genehmigung von Gebietskorperschaften,
ehrenamtlich tétig sind oder an Ausbildungsveranstaltungen fur diese Tatigkeit
teilnehmen (88 2 Absatz 1 Nummer 10a, 136 Absatz 3 Nummer 5 SGB VII),

Personen, die

a)

b)

von einer Korperschaft, Anstalt oder Stiftung des 6ffentlichen Rechts, fir welche
die Unfallkasse zustandig ist, zur Unterstitzung einer Diensthandlung
herangezogen werden (8 2 Absatz 1 Nummer 11a SGB Vi),

von einer dazu berechtigten 6ffentlichen Stelle, fur welche die Unfallkasse
zustandig ist, als Zeugen zur Beweiserhebung herangezogen werden (§ 2
Absatz 1 Nummer 11b SGB VII),
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10.

11.

12.

Personen, die in Unternehmen zur Hilfe bei Unglticksfallen oder im Zivilschutz
unentgeltlich, insbesondere ehrenamtlich tatig sind oder an
Ausbildungsveranstaltungen dieser Unternehmen teilnehmen (88 2 Absatz 1 Nummer
12, 128 Absatz 1 Nummer 1 und 6 oder 88 128 Absatz 2, 129 Absatz 1 Nummer 1
SGB V),

Personen, die

a)

b)

bei Ungliicksféallen oder gemeiner Gefahr oder Not Hilfe leisten oder einen
anderen aus erheblicher gegenwartiger Gefahr fur die Gesundheit retten (88 2
Absatz 1 Nummer 13a, 128 Absatz 1 Nummer 7 oder § 128 Absatz 2 SGB VII),

Blut oder korpereigene Organe, Organteile oder Gewebe spenden, soweit die
Unfallkasse fur das Unternehmen zustandig ist, das die Malinahme zur
Gewinnung von Blut oder Gewebe durchfuhrt (88 2 Absatz 1 Nummer 13b, 133
Absatz 1 SGB VII),

sich bei der Verfolgung oder Festnahme einer Person, die einer Straftat
verdachtig ist, oder zum Schutz eines widerrechtlich Angegriffenen personlich
einsetzen (88 2 Absatz 1 Nummer 13c, 128 Absatz 1 Nummer 7 oder § 128
Absatz 2 SGB VII),

dies gilt auch fur Personen, die im Ausland tatig werden, wenn sie im Inland ihren
Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt haben,

Personen, die

a)

b)

auf Kosten einer Krankenkasse oder eines Tragers der gesetzlichen
Rentenversicherung oder einer landwirtschaftlichen Alterskasse, fur welche die
Unfallkasse zustandig ist, stationare oder teilstationare Behandlung oder
stationéare, teilstationare oder ambulante Leistungen zur medizinischen
Rehabilitation erhalten (88 2 Absatz 1 Nummer 15a, 136 Absatz 3 Nummer 2
SGB VlI),

auf Kosten der Unfallkasse an vorbeugenden Mal3nhahmen nach § 3 der
Berufskrankheiten-Verordnung teilnehmen (88 2 Absatz 1 Nummer 15c, 132,
136 Absatz 3 Nummer 2 SGB VII),

Personen, die bei Schaffung 6ffentlich geférderten Wohnraums im Sinne des Zweiten
Wohnungsbaugesetzes oder im Rahmen der sozialen Wohnraumférderung bei der
Schaffung von Wohnraum im Sinne des § 16 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 des
Wohnraumférderungsgesetzes oder entsprechender landesrechtlicher Regelungen
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13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.

im Rahmen der Selbsthilfe tatig sind (88 2 Absatz 1 Nummer 16, 129 Absatz 1
Nummer 6 SGB VII),

Personen, die bei in Eigenarbeit nicht gewerbsmalfig ausgeflihrten Bauarbeiten (nicht
gewerbsmaliige Bauarbeiten) als Helfende tatig werden, wenn fur die einzelne
geplante Bauarbeit nicht mehr als die im Bauhauptgewerbe geltende tarifliche
Wochenarbeitszeit tatsachlich verwendet wird; mehrere nicht gewerbsmafige
Bauarbeiten werden dabei zusammengerechnet, wenn sie einem einheitlichen
Bauvorhaben zuzuordnen sind (88 2 Absatz 1 Nummer 1, Absatz 2 Satz 1, 129
Absatz 1 Nummer 3 SGB VII),

Personen, die an MalRnahmen der Hilfe zur Arbeit, die von den Tragern der Sozialhilfe
durchgefuhrt werden, teilnehmen (8 129 Absatz 1 Nummer 5 SGB VII),

Pflegepersonen im Sinne des 8 19 SGB Xl bei der Pflege von Pflegebedurftigen im
Sinne des 8§ 14 SGB XI, soweit die Pflegepersonen nicht bereits zu den Versicherten
nach den Nummern 1, 5, 9 oder 10 des § 2 Absatz 1 SGB VII gehéren; die
versicherte Tatigkeit umfasst Pflegetatigkeiten im Bereich der Korperpflege und —
soweit diese Tatigkeiten Uberwiegend Pflegebeddrftigen zugute kommen —
Pflegetatigkeiten in den Bereichen der Ernahrung, der Mobilitat sowie der
hauswirtschaftlichen Versorgung (88 2 Absatz 1 Nummer 17, 129 Absatz 1 Nummer 7
SGB VlI),

Personen, die wie Beschatftigte fur nicht gewerbsmaRige Halter von Fahrzeugen oder
Reittieren tatig werden (88 2 Absatz 2 Satz 1, 128 Absatz 1 Nummer 9 oder § 128
Absatz 2 SGB VII),

Personen, die wahrend einer auf Grund eines Gesetzes angeordneten
Freiheitsentziehung oder auf Grund einer strafrichterlichen, staatsanwaltschaftlichen
oder jugendbehdordlichen Anordnung wie Beschéftigte tatig werden (88 2 Absatz 2
Satz 2, 128 Absatz 1 Nummer 8 SGB VII),

Deutsche, die im Ausland bei einer amtlichen Vertretung des Landes oder bei deren
Leitung, deutschen Mitgliedern oder Bediensteten beschaftigt sind (88 2 Absatz 3
Nummer 1, 128 Absatz 1 Nummer 10 SGB VII),

Personen, die nach Erfullung der Schulpflicht auf Grundlage einer schriftlichen
Vereinbarung im Dienst eines geeigneten Tragers im Umfang von durchschnittlich
mindestens acht Wochenstunden und fuir die Dauer von mindestens sechs Monaten
als Freiwillige einen Freiwilligendienst aller Generationen unentgeltlich leisten (§ 2
Absatz 1la SGB VII).
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8§85

Versicherung kraft Satzung

(1) Unfallversicherungsschutz besteht fur ehrenamtlich Tatige und birgerschaftlich
Engagierte, soweit diese nicht schon nach 8§ 2 SGB VII gesetzlich versichert sind und
soweit sie sich nicht freiwillig versichern kdnnen. Die Tatigkeit muss in der Regel
unentgeltlich ausgeiibt werden, dem Gemeinwohl dienen und fur eine Organisation
erfolgen, die ohne Gewinnerzielungsabsicht Aufgaben ausfuhrt, welche im 6ffentlichen
Interesse liegen oder gemeinnuitzige bzw. mildtatige Zwecke férdern. Die Versicherung
umfasst auch Personen, die ihren Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt im Ausland
haben.

(2) Personen, die nicht bei einem der in 8 3 Absatz 1 Nummern 1 bis 5 genannten
Unternehmen beschaftigt sind, aber als

1. Mitglieder von Prifungsausschissen oder als Teilnehmer und Teilnehmerinnen an
Prufungen, die der beruflichen Aus- und Fortbildung dienen,

2. Praktikanten,

3. Teilnehmer und Teilnehmerinnen an Mal3hahmen im Rahmen der Entwicklungshilfe,

4. Mitglieder von Organen, Beiraten und Ausschiissen der in § 3 Absatz 1 Nummern 1
bis 5 genannten Unternehmen,

5. Mitglieder parlamentarischer Kommissionen,

6. Rechtsanwalte und Rechtsanwaltinnen, Steuerberater und Steuerberaterinnen, Arzte
und Arztinnen oder Sachverstandige,

7. Teilnehmer und Teilnehmerinnen an Besichtigungen des Unternehmens, solange
diese nicht gegen Entgelt erfolgen,

8. Schiler, Schilerinnen oder Lernende im Rahmen der Aus- und Fortbildung oder als
Gastschuler und -schilerinnen,

9. Studierende einschlief3lich Diplomanden und Doktoranden staatlicher oder privater

Hochschulen, fur die die Unfallkasse zustandig ist, wahrend ihres Aufenthaltes auf
einer Statte dieser Hochschulen oder an den mit ihnen wissenschatftlich
zusammenarbeitender Einrichtungen, einschlie3lich derjenigen Personen, die im
Urlaubssemester vorgenannte Einrichtungen zu Studienzwecken besuchen oder
hochschulbezogene Prifungsleistungen erbringen, ohne immatrikuliert zu sein,
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sich auf der Unternehmensstatte im Auftrag oder mit Zustimmung des Unternehmers oder
der Unternehmerin aufhalten, sind wahrend ihres Aufenthaltes auf der Betriebsstatte
versichert, soweit sie nicht schon nach anderen Vorschriften der Versicherung unterliegen
(8 3 Absatz 1 Nummer 2 SGB VII). Die Versicherung umfasst auch Personen, die ihren
Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt im Ausland haben (8 3 Absatz 1 Nummer 2 SGB
VII).

§6

Freiwillige Versicherung

(1) Gegen die Folgen von Arbeitsunfallen und Berufskrankheiten (88 7 bis 12 SGB VII)
konnen sich freiwillig versichern

1. Personen, die in Kapital- oder Personenhandelsgesellschaften regelméalig wie
Unternehmer selbststandig tatig sind (unternehmerahnliche Personen, 8§ 6 Absatz 1
Nummer 2 SGB VII),

2. gewahlte oder beauftragte Ehrenamtstrager in gemeinnitzigen Organisationen (8 6
Absatz 1 Nummer 3 SGB VII),

soweit die Unfallkasse auch fur das Unternehmen zustandig ist und sie nicht schon
aufgrund anderer Vorschriften versichert sind.

(2) Die freiwillige Versicherung erfolgt auf schriftichen Antrag bei der Unfallkasse (8 6
Absatz 1 SGB VII).

Abschnitt Il
Organisation

§7

Selbstverwaltungsorgane

(1) Die Selbstverwaltungsorgane der Unfallkasse sind die Vertreterversammlung und der
Vorstand (8 31 Absatz 1 Satz 1 SGB V).

(2) In den Selbstverwaltungsorganen der Unfallkasse sind Arbeitgeber und Versicherte, die
der Unfallkasse angehoren, paritatisch vertreten.

§8

Zusammensetzung der Selbstverwaltungsorgane

(1) Die Vertreterversammlung setzt sich aus je neun Vertretern der Versicherten- und der
Arbeitgeberseite zusammen (88 43 Absatz 1 Satz 1 und 2, 44 Absatz 2a, 44 Absatz 1
Nummer 1 SGB V).
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(2) Der Vorstand besteht aus je drei Vertretern der Versicherten- und der Arbeitgeberseite
(88 43 Absatz 1 Satz 1, 44 Absatz 2a, 44 Absatz 1 Nummer 1 SGB IV). Der
Geschaéftsfuhrer/die Geschaftsfuhrerin (8 16) — im Verhinderungsfall der/die
stellvertretende Geschéftsfihrer/Geschéaftsfihrerin — gehdrt dem Vorstand mit beratender
Stimme an (8 31 Absatz 1 Satz 2 SGB V).

(3) Die Arbeitgebervertreter und Arbeitgebervertreterinnen werden vom Senat der Freien
Hansestadt Bremen bestimmt.

(4) Mitglieder, die verhindert sind, werden durch ihren Stellvertreter/ihre Stellvertreterin
vertreten. Dies sind die als solche in der Vorschlagsliste benannten und verfigbaren
Personen in der Reihenfolge ihrer Aufstellung bis zu einer Zahl, die die der Mitglieder um
vier Ubersteigt; Mitglieder, die einen personlichen Stellvertreter oder eine persénliche
Stellvertreterin nach Satz 3 haben, bleiben hierbei unbericksichtigt. Fir einzelne oder alle
Mitglieder des Vorstandes kdnnen anstelle eines Stellvertreters oder einer Stellvertreterin
nach Satz 2 in der Vorschlagsliste einen ersten und einen zweiten persénlichen
Stellvertreter oder eine erste und eine zweite personliche Stellvertreterin benannt werden
(8 43 Absatz 2 SGB IV).

(5) Mitglieder der Vertreterversammlung und ihre Stellvertreter und Stellvertreterinnen
kénnen nicht gleichzeitig Mitglieder oder stellvertretende Mitglieder des Vorstandes sein (8
43 Absatz 3 SGB V).

§9
Amtsdauer und Wiederwahl der Mitglieder
der Selbstverwaltungsorgane

Die Amtsdauer der Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane betragt sechs Jahre; sie endet
jedoch unabhangig vom Zeitpunkt der Wahl mit dem Zusammentritt der in den nachsten
allgemeinen Wahlen neugewéhlten Selbstverwaltungsorgane. Wiederwahl ist zulassig (8
58 Absatz 2 SGB 1V).

8§10
Wahlberechtigung und Wahlbarkeit

Die Wahlberechtigung fur die Vertreterversammlung sowie die Wahlbarkeit flr
Vertreterversammlung und Vorstand bestimmen die 88 50, 51 SGB IV.

811
Rechtsstellung der Mitglieder der
Selbstverwaltungsorgane
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(1) Die Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane sind ehrenamtlich tatig. Stellvertreter und
Stellvertreterinnen haben fir die Zeit, in der sie die Mitglieder vertreten oder andere ihnen
ubertragene Aufgaben wahrnehmen, die Rechte und Pflichten eines Mitglieds (8 40 Absatz
1 SGB V).

(2) Die Mitglieder der Selbstverwaltung sind verpflichtet, das Sozialgeheimnis zu wahren
(8 35 SGB I).

(3) Die Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane erhalten fur ihre Aufwendungen eine
Entschadigung nach Mal3gabe des § 41 SGB IV und der Entschadigungsrichtlinien der
Unfallkasse.

(4) Die Absatze 1 bis 3 gelten entsprechend fur die Mitglieder von Ausschissen.

§12

Vorsitz in den Selbstverwaltungsorganen

(1) Vertreterversammlung und Vorstand wahlen aus ihrer Mitte je einen Vorsitzenden oder
eine Vorsitzende und einen stellvertretenden Vorsitzenden oder eine stellvertretende
Vorsitzende. Vorsitzende und stellvertretende Vorsitzende missen verschiedenen
Gruppen angehoren (8 62 Absatz 1 SGB 1V).

(2) Die Vorsitzenden der Vertreterversammlung und des Vorstands sollen wechselseitig
den Gruppen der Versicherten oder Arbeitgeber angehoren.

(3) Der Vorsitz in den Selbstverwaltungsorganen wechselt zwischen dem oder der
Vorsitzenden oder dem oder der stellvertretenden Vorsitzenden jeweils mit Ablauf eines
Jahres nach dem Amtsantritt (§ 62 Absatz 3 Satz 1 SGB V).

813
Sitzungen und Beschlussfassung
der Selbstverwaltungsorgane

(1) Jedes Selbstverwaltungsorgan gibt sich eine Geschaftsordnung (8 63 Absatz 1 SGB
IVV). Die Sitzungen der Vertreterversammlung sind 6ffentlich, soweit nicht gesetzliche
AusschlieBungsgriinde vorliegen oder die Vertreterversammlung in nicht 6ffentlicher
Sitzung die Offentlichkeit fiir weitere Beratungspunkte ausschliet; der Beschluss ist in
offentlicher Sitzung bekannt zu geben (8 63 Absatz 3 Satz 2 und 3 SGB V). Satz 2 gilt
entsprechend fur Sitzungen von Erledigungsausschissen der Vertreterversammlung (8 66
Absatz 2 SGB 1V). Die Sitzungen der Beratungsausschisse der Vertreterversammlung,
des Vorstands sowie seiner Ausschusse sind nicht 6ffentlich (8 63 Absatz 3 Satz 1 SGB
IVV). Die Mitglieder des Vorstandes nehmen an den Sitzungen der Vertreterversammlung
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teil. Der Vorsitzende/die Vorsitzende der Vertreterversammlung kann die Mitglieder des
Vorstandes zum Gegenstand der Verhandlungen horen.

(2) Ein Mitglied eines Selbstverwaltungsorgans darf bei der Beratung und Abstimmung
nicht anwesend sein, wenn hierbei personenbezogene Daten eines Arbeitnehmers oder
einer Arbeitnehmerin offen gelegt werden, der/die im Rahmen eines Dienst- oder
Arbeitsverhaltnisses untergeordnet ist, oder wenn das Mitglied des
Selbstverwaltungsorgans der Personalverwaltung des Betriebes angehoért, in dem der
Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin beschaftigt ist. Diesen Personen darf insbesondere
auch bei der Vorbereitung einer Beratung keine Kenntnis von solchen Daten gegeben
werden. Personenbezogene Daten im Sinne der Satze 1 und 2 sind

1. diein § 76 Absatz 1 SGB X bezeichneten Daten und

2. andere Daten, soweit Grund zur Annahme besteht, dass durch die Kenntnis der
genannten Personen schutzwiirdige Belange des Arbeithehmers oder der
Arbeitnehmerin beeintrachtigt werden (8 63 Absatz 3a SGB V).

(3) Ein Mitglied eines Selbstverwaltungsorgans darf bei der Beratung und Abstimmung
nicht anwesend sein, wenn ein Beschluss ihm selbst, einer ihm nahe stehenden Person (8
383 Absatz 1 Nummern 1 bis 3 der Zivilprozessordnung) oder einer von ihm vertretenen
Person einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann. Satz 1 gilt nicht, wenn das
Mitglied nur einer Personengruppe angehoért, deren gemeinsame Interessen durch die
Angelegenheit berihrt werden (8 63 Absatz 4 SGB V).

(4) Die Selbstverwaltungsorgane sind mit Ausnahme der Falle des Absatzes 9
beschlussfahig, wenn samtliche Mitglieder ordnungsgemal geladen sind und die Mehrheit
der Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist. Ist ein Selbstverwaltungsorgan nicht
beschlussfahig, so kann der/die Vorsitzende anordnen, dass in der ndchsten Sitzung tber
den Gegenstand der Abstimmung auch dann beschlossen werden kann, wenn die in Satz
1 bestimmte Mehrheit nicht vorliegt. Hierauf muss in der Ladung der Mitglieder zu der
nachsten Sitzung hingewiesen werden (8 64 Absatz 1 SGB V).

(5) Der Vorstand kann in eiligen Fallen ohne Sitzung schriftlich abstimmen (8 64 Absatz 3
Satz 1 SGB IV).

(6) Die Vertreterversammlung kann mit Ausnahme von Wahlen ohne Sitzung schriftlich
abstimmen bei:

1. Angleichung von Bestimmungen der Unfallkasse an geanderte Gesetze oder
hdchstrichterliche Rechtsprechung,
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2. textlichen Anderungen von Bestimmungen der Unfallkasse aufgrund von Anregungen
der Aufsichtsbehorde im Genehmigungs- oder Anzeigeverfahren,

3. Angelegenheiten, die von der Vertreterversammlung oder einem ihrer Ausschiisse
beraten worden sind und Uber die auf Beschluss der Vertreterversammlung schriftlich
abzustimmen ist,

4. Angelegenheiten, in denen auf einer Sitzung der Vertreterversammlung oder eines
ihrer Ausschiisse bereits eine grundsatzliche Ubereinstimmung erzielt worden ist, (8
64 Absatz 3 Satz 2 SGB IV).

(7) Wenn der schriftlichen Abstimmung mindestens ein Flnftel der Mitglieder des
Selbstverwaltungsorgans widerspricht, ist Giber die Angelegenheit in der nachsten Sitzung
des Selbstverwaltungsorgans zu beraten und abzustimmen (8 64 Absatz 3 Satz 3 SGB
V).

(8) Die Beschlusse werden mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Bei
Stimmengleichheit wird die Abstimmung nach erneuter Beratung wiederholt. Ergibt sich die
Stimmengleichheit bei einer schriftlichen Abstimmung, wird tGber die Angelegenheit in der
nachsten Sitzung des Selbstverwaltungsorgans beraten und erneut abgestimmt. Kommt
auch bei einer zweiten Abstimmung eine Mehrheit nicht zu Stande, so gilt der Antrag als
abgelehnt (8 64 Absatz 2 SGB V).

(9) Bei einer Satzungsanderung ist die Vertreterversammlung nur beschlussfahig, wenn
mindestens zwei Drittel der Mitglieder anwesend sind. Ist die Vertreterversammlung nicht
beschlussfahig, so ist eine zweite Sitzung unter erneuter Ladung der Mitglieder
einzuberufen. In dieser Sitzung kann Uber die Satzungsanderung abgestimmt werden,
wenn hierauf in der Einladung ausdricklich hingewiesen und diese Einladung allen
Mitgliedern rechtzeitig vorher zugesandt worden ist. Eine Satzungsanderung ist
angenommen, wenn mindestens zwei Drittel der stimmberechtigten Anwesenden dafur
stimmen.

§14

Aufgaben der Vertreterversammlung

Die Vertreterversammlung hat insbesondere folgende Aufgaben:

1. Wahl und Abberufung des/der Vorsitzenden und des/der stellvertretenden
Vorsitzenden (8 62 Absatz 1 und 5 SGB IV),
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10.

11.

12.

13.

14.

15.

Wahl der Mitglieder des Vorstandes und ihrer Stellvertreter und Stellvertreterinnen (8
52 SGB 1V), soweit sie nicht vom Senat der Freien Hansestadt Bremen bestimmt
werden,

Beschluss Uber ihre Geschéaftsordnung (8 63 Absatz 1 SGB 1V),

Wahl des Geschaftsfuihrers/der Geschaftsfuhrerin und des stellvertretenden
Geschaéftsfuhrers/der stellvertretenden Geschaftsfuhrerin auf Vorschlag des
Vorstandes (8 36 Absatz 2 und Absatz 4 SGB IV, § 15 Nummer 2),

Beschluss Uber die Satzung und ihre Nachtrage (8§ 33 Absatz 1 SGB V),
Beschluss tber Unfallverhiitungsvorschriften (§ 15 SGB VIl),
Beschluss uber Prifungsordnungen (8§ 18 Absatz 2 Satz 2 SGB VII),

Feststellung des Haushaltsplans und des Nachtragshaushaltsplans (88 70 Absatz 1
Satz 2, 74 SGB V), Beschlussfassung uber Betriebsmittel und Verwaltungsvermogen
(§ 171 SGB Vi),

Entlastung des Vorstandes und des Geschaftsfuhrers/der Geschaftsfihrerin wegen
der Jahresrechnung (8 77 Absatz 1 Satz 2 SGB IV),

Bestellung der Mitglieder des Widerspruchsausschusses und Bestimmung der Stelle,
die im Einspruchsverfahren gegen Bul3geldbescheide die Befugnisse der
Verwaltungsbehdrde nach 8§ 36 Absatz 1 OWIG wahrnimmt (8§ 112 Absatz 2 SGB V)
nach § 36a SGB IV, vgl. § 20,1

Beschluss Uber die Dienstordnung und den Stellenplan fur die Angestellten der
Unfallkasse nach § 144 SGB VII (vgl. § 15 Nummer 4),

Beschluss tber die Entschadigung der Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane nach
8 11 Absatz 3 auf Vorschlag des Vorstandes (8 41 Absatz 4 SGB 1V),

Beschluss Uber die Einrichtung einer Auslandsversicherung (8 140 Absatz 2 SGB
Vi),

Beschluss tber den Erwerb, die Verau3erung und Belastung von Grundstiicken, die
genehmigungsbedurftigen und anzeigepflichtigen Vermdgensanlagen (8 85 Absatz 1
und 5 SGB V),
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Beschlussfassung tber sonstige Angelegenheiten, die der Vertreterversammlung
durch Gesetz oder sonstiges fir die Unfallkasse mafligebendes Recht zugewiesen
sind oder vom Vorstand oder von der Aufsichtsbehdrde vorgelegt werden.

§15

Aufgaben des Vorstandes

Der Vorstand verwaltet die Unfallkasse. Er hat insbesondere folgende Aufgaben:

1. Wahl und Abberufung des oder der Vorsitzenden und des Stellvertreters oder der
Stellvertreterin (8§ 62 Absatz 1 und 5 SGB 1V),

2. Vorschlag an die Vertreterversammlung fur die Wahl des Geschaftsfihrers/der
Geschaéftsfuhrerin und des stellvertretenden Geschaftsfihrers/der stellvertretenden
Geschaftsfuhrerin (8§ 36 Absatz 2, Absatz 4 SGB V),

3. Beschluss Uiber seine Geschéaftsordnung (8 63 Absatz 1 SGB V),

4. Aufstellung der Dienstordnung und des Stellenplans fur die Angestellten der
Unfallkasse (vgl. 8 14 Nummer 11),

5. Einstellung, Anstellung, Beférderung, Entlassung und Versetzung in den Ruhestand
sowie Festsetzung von MalRhahmen nach der Dienstordnung wegen Nichterfullung
von Pflichten bei Angestellten nach der Dienstordnung, soweit nicht die Entscheidung
dem Geschaftsfihrer/der Geschaftsfuihrerin obliegt (§ 35 Absatz 2 SGB V)

6. Aufstellung des Haushaltsplans und des Nachtragshaushaltsplans (88 70 Absatz 1
Satz 1, 74 SGB |V, § 14 Nummer 8),

7. Beschluss Uber MaRnahmen der vorlaufigen Haushaltsfiihrung (8 72 Absatz 1 SGB
IV), Einwilligung in Gber- und auRerplanméRige Ausgaben sowie
Verpflichtungserméachtigungen (8§ 73 Absatz 1 SGB 1V),

8. Beschluss Uber Beitragsvorschisse (8 164 Absatz 1 SGB VII),

9. Beschluss uber Richtlinien fir das Stunden, Niederschlagen und Erlassen von
Ansprichen sowie den Abschluss von Vergleichen (8 76 Absatz 2, Absatz 4 Satz 3
SGB 1V),

10. Verhangung von GeldbuRen (8§ 35 ff),

11.
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12.

13.

14.

15.

16.

17.

§16

Bestimmung der Zahl der Rentenausschusse und Bestellung ihrer Mitglieder (8 36a
SGB IV, vgl. § 19),

Beschluss Uber eine Vereinbarung einer von § 137 Absatz 2 SGB VIl abweichenden
Regelung lber den Ubergang von Entschadigungslasten bei Zustandigkeitswechsel,

Beschluss Uber Richtlinien fur die Fihrung der Verwaltungsgeschafte, soweit diese
dem Geschaftsfuhrer/der Geschéftsfiihrerin obliegen (88 35 Absatz 2, 36 Absatz 4
SGB V),

Vorschlag an die Vertreterversammlung tber die Entschadigungsregelung der
ehrenamtlich tatigen Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane und Ausschisse der
Unfallkasse (8 41 Absatz 4 Satz 1 SGB 1V),

Beschluss tber die Schaffung von Einrichtungen, die Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben erbringen (88 26, 35, 172b SGB VIl i.V.m. § 85 SGB 1V, § 35 SGB IX
1.V.m. 8 17 Absatz 1 Nummer 2 SGB 1), soweit sie fur die Erfullung der Aufgaben und
unter Bericksichtigung des Gesamtbedarfs aller Unfallversicherungstrager
erforderlich sind,

Beschluss Uber die Errichtung von Krankenhausern und Rehabilitationseinrichtungen
(88 26, 33, 172b SGB VII i.V.m. § 85 SGB 1V, § 35 SGB IX i.V.m. § 17 Absatz 1
Nummer 2 SGB I), soweit sie fur die Erflllung der Aufgaben und unter
Berucksichtigung des Gesamtbedarfs aller Unfallversicherungstrager erforderlich
sind,

Beschlussfassung Uber sonstige Angelegenheiten, die dem Vorstand durch Gesetz
oder sonstiges fur die Unfallkasse malRgebendes Recht zugewiesen sind, oder vom
Geschaéftsfuhrer oder der Geschaftsfuhrerin vorgelegt werden.

Geschaftsfiihrer/Geschaftsfiihrerin

(1) Der Geschéftsfuhrer/die Geschéaftsfuhrerin fuhrt hauptamtlich die laufenden
Verwaltungsgeschafte der Unfallkasse, soweit Gesetz oder sonstiges fir die Unfallkasse
maf3gebendes Recht nichts Abweichendes bestimmen (8§ 36 Absatz 1 Halbsatz 1 und
Absatz 4 SGB V).

(2) Der Geschéftsfuhrer/die Geschéaftsfuhrerin fihrt die Bezeichnung ,Direktor/Direktorin
der Unfallkasse Freie Hansestadt Bremen®.
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(3) Der Geschaftsfuhrer/die Geschaftsfuhrerin wird im Verhinderungsfall durch den
stellvertretenden Geschaftsfihrer/die stellvertretende Geschéaftsfiihrerin vertreten.

§17

Vertretung der Unfallkasse

(1) Der Vorstand vertritt die Unfallkasse gerichtlich und auf3ergerichtlich, soweit die
Vertretung nach 8 17 Absatz 2 und 3 nicht der Vertreterversammlung, den Vorsitzenden
der Vertreterversammlung oder dem Geschaftsfuhrer/der Geschaftsfihrerin obliegt (8 35
Absatz 1 Satz 1 SGB 1V). Die Vertretung erfolgt durch den Vorsitzenden/die Vorsitzende
des Vorstandes, im Verhinderungsfall durch seine/seinen / ihre/ihren Stellvertreter/
Stellvertreterin. Der Vorstand kann im Einzelfall durch Beschluss einzelne seiner Mitglieder
mit der Vertretung beauftragen (8 35 Absatz 1 Satz 2 SGB 1V).

(2) Die Unfallkasse wird gegentber dem Vorstand und dessen Mitgliedern gemeinsam
durch den Vorsitzenden/die Vorsitzende der Vertreterversammlung vertreten (8 33 Absatz
2 SGB IV).

(3) Der Geschaftsfuhrer/die Geschaftsfuhrerin - im Verhinderungsfall der/die
stellvertretende Geschéftsfihrer/Geschéftsfuhrerin - vertritt die Unfallkasse im Rahmen
seines/ihres Aufgabenbereichs (8 16 Absatz 1) gerichtlich und auf3ergerichtlich (8 36
Absatz 1 und 4 SGB V).

(4) Bei Abgabe einer schriftlichen Willenserklarung durch den Vorstand sind der
Bezeichnung der Unfallkasse die Bezeichnung ,Der Vorstand“ sowie die Unterschrift des
vertretungsberechtigten Vorstandsmitglieds beizufligen. Dies gilt fur den Stellvertreter/die
Stellvertreterin des Vorsitzenden/der Vorsitzenden entsprechend; er/sie fugt die Worte ,In
Vertretung® = ,I. V. bei. Soweit der Geschaftsfuhrer/die Geschéftsfiihrerin im Rahmen des
Aufgabenbereichs des Vorstands in dessen Auftrag handelt, zeichnet er/sie mit dem
Zusatz ,Der Vorstand - Im Auftrag” (,I. A.%).

(5) Fur den Geschaftsfuhrer/die Geschaftsfihrerin und seinen/ihren Stellvertreter / seine/
ihre Stellvertreterin gilt Absatz 4, Satz 1 und 2 entsprechend.

§18

Erledigungsausschiisse

(1) Die Selbstverwaltungsorgane kénnen Ausschusse bilden, sie regeln bei Bedarf das
Verfahren dieser Ausschuisse. Zu Mitgliedern kdnnen bis zur Halfte der Mitglieder einer
jeden Gruppe auch Stellvertreter/Stellvertreterinnen von Mitgliedern des Organs bestellt
werden. Die Organe konnen die Stellvertretung fur die Ausschussmitglieder abweichend
von 8§ 43 Absatz 2 SGB 1V regeln (8 66 Absatz 1 SGB V).
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(2) Den Ausschussen kann die Erledigung einzelner Aufgaben, mit Ausnahme der
Rechtsetzung, Ubertragen werden.

(3) Fur die Beratung und Abstimmung gelten die Regelungen des 8§ 13 entsprechend.

§19

Rentenausschuss

(1) Der Rentenausschuss trifft nach § 36a Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 SGB 1V folgende
Entscheidungen:

1. Erstmalige Entscheidung tber Renten,

2. Entscheidungen Uber Renten auf unbestimmte Zeit, auch wenn zuvor bereits eine
Rente als vorlaufige Entschadigung gewahrt wurde und sich die MdE nicht &ndert,

3. Entscheidungen Uber Rentenerhéhungen, Rentenherabsetzungen und
Rentenentziehungen wegen Anderung der gesundheitlichen Verhaltnisse,

4. Entscheidungen tber Abfindungen mit Gesamtvergitungen,
5. Entscheidungen Uber Renten als vorlaufige Entschadigungen,
6. Entscheidungen Uber laufende Beihilfen,

7. Entscheidungen Uber Leistungen bei Pflegebedurftigkeit.

Der Rentenausschuss besteht aus je einem Vertreter/einer Vertreterin der Versicherten-
und der Arbeitgeberseite. Der Vorstand bestimmt die Zahl der Rentenausschiisse und
bestellt ihre Mitglieder (8 15 Nummer 11). Fur die Ausschussmitglieder ist jeweils eine
Person als Stellvertretung zu bestellen. Zu Mitgliedern des Rentenausschusses kénnen
nur Personen bestellt werden, die die Voraussetzungen der Wahlbarkeit als Organmitglied
erfullen.

(2) Die Mitglieder des Rentenausschusses sind ehrenamtlich tétig; § 11 gilt entsprechend.
Fur die Amtsdauer und den Verlust der Mitgliedschaft im Rentenausschuss gelten die 88
58, 59 SGB IV entsprechend. Ein Ausschuss ist beschlussfahig, wenn samtliche Mitglieder
ordnungsgemal geladen sind und die Mehrheit der Mitglieder anwesend und
stimmberechtigt ist.

(3) Der Geschéftsfuhrer/die Geschéaftsfuhrerin gehért dem Ausschuss mit beratender
Stimme an, er/sie kann einen Stellvertreter/eine Stellvertreterin oder ein
Belegschaftsmitglied mit der Vertretung beauftragen.
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(4) Der Ausschuss entscheidet mit der Mehrheit der Stimmen. Kommt keine Mehrheit Uber
den Grund der Leistung zustande, so gilt die Leistung als abgelehnt; kommt es Uber die
Hohe der Leistung zu keiner Mehrheit, so gilt die Leistung bis zur Hohe des unstrittigen
Teiles als bewilligt.

§20

Widerspruchsausschuss/Einspruchsstelle

(1) Die Vertreterversammlung bildet gemanR § 85 Absatz 2 Nummer 2 SGG, § 73 Absatz 1
Nummer 3 VWGO, § 36a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, § 112 Absatz 2 SGB IV und § 14
Nummer 10 einen Widerspruchsausschuss.

(2) Der Widerspruchsausschuss setzt sich aus je zwei Vertretern/Vertreterinnen der
Versicherten- und der Arbeitgeberseite zusammen. Fir die Ausschussmitglieder ist jewells
eine Stellvertretung zu bestellen. Zu Mitgliedern des Widerspruchsausschusses kdénnen
nur Personen bestellt werden, die die Voraussetzung der Wahlbarkeit als Organmitglieder
erflllen.

(3) 8 19 Absatz 2 und 3 gelten entsprechend.

(4) Der Ausschuss entscheidet mit der Mehrheit der Stimmen. Bei Stimmengleichheit gilt
der Widerspruch als abgelehnt.

(5) Der Widerspruchsausschuss ist Einspruchsstelle im Sinne des 8 69 des Gesetzes Uber
Ordnungswidrigkeiten und nimmt damit die Befugnisse der Verwaltungsbehdrde nach § 36
Absatz 1 OWIiG wahr.

Abschnitt Il
Leistungen

§21

Entschadigungen, Jahresarbeitsverdienste

(1) Die Versicherten und ihre Hinterbliebenen erhalten bei Arbeitsunfallen und
Berufskrankheiten (88 7 — 12 SGB VII) Entschadigungen nach Gesetz und Satzung.

(2) Der Hochstbetrag des Jahresarbeitsverdienstes wird auf das 2,5fache der
Bezugsgrolie festgesetzt (8 85 Absatz 2 SGB VII).

(3) Mehrleistungen (8 94 SGB VII) werden nach Mal3gabe des Anhangs zur Satzung
erbracht.
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(4) Bei nicht kontinuierlicher Arbeitsverrichtung und Vergutung werden der Berechnung
des Verletztengeldes die Verhéltnisse aus den letzten drei vor Beginn der
Arbeitsunfahigkeit abgerechneten Entgeltabrechnungszeitraumen zu Grunde gelegt, bei
Selbststandigen die Verhéltnisse aus den letzten drei Kalenderjahren (8 47 Absatz 1 Satz
3 SGB VII).

(5) Erfullt das nach Absatz 4 berechnete Verletztengeld nicht seine Ersatzfunktion, so ist
es nach billigem Ermessen festzustellen. Dabei werden insbesondere die Fahigkeiten, die
Ausbildung, die Lebensstellung und die Téatigkeit der Versicherten vor und nach dem
Zeitpunkt des Versicherungsfalls beriicksichtigt.

(6) Versicherte nach 8 5 Absatz 1 und freiwillig Versicherte nach 8 6 Absatz 1 Nummer 1
erhalten Leistungen wie die gesetzlich Versicherten.

(7) Versicherte nach § 6 Absatz 1 Nummer 2 erhalten Leis-tungen wie die gesetzlich
Versicherten, soweit sich aus Satz 2 nichts anderes ergibt. Der Jahresarbeitsverdienst fur
die Berechnung der Rentenleistungen bestimmt sich nach dem Gesamtbetrag der
Arbeitsentgelte (§ 14 SGB V) und Arbeitseinkommen (8 15 SGB V) der Versicherten in
den zwolf Kalendermonaten vor dem Monat, in dem der Versicherungsfall eingetreten ist;
dies gilt in den Grenzen des § 85 Absatz 1 SGB VIl einerseits und des § 21 Absatz 2
andererseits.

(8) Soweit Leistungen nicht von dem Rentenausschuss festzustellen sind (8 19 Absatz 1
Satz 1), stellt sie der Geschaftsfuhrer/die Geschaftsfihrerin fest.

Abschnitt IV
Anzeige- und Unterstiitzungspflicht der
Unternehmer und Unternehmerinnen

§22

Anzeige der Unfalle und Berufskrankheiten

(1) Die Unternehmer und Unternehmerinnen haben Unfélle von Versicherten in ihren
Unternehmen der Unfallkasse anzuzeigen, wenn Versicherte getotet oder so verletzt sind,
dass sie mehr als drei Tage arbeitsunfahig werden. Satz 1 gilt entsprechend fir Unfalle
von Versicherten, deren Versicherung weder eine Beschaftigung noch eine selbstandige
Tatigkeit voraussetzt (8 193 Absatz 1 SGB VII). Bei Unfallen der nach 8§ 2 Absatz 1
Nummer 8b SGB VII Versicherten hat der Schulhoheitstrager die Unfélle auch dann
anzuzeigen, wenn er nicht Unternehmer ist. Bei Unféllen der nach § 2 Absatz 1 Nummer
15a SGB VIl Versicherten hat der Trager der Einrichtung, in der die stationare oder
teilstationédre Behandlung oder die stationaren, teilstationaren oder ambulanten Leistungen
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zur medizinischen Rehabilitation erbracht werden, die Unfélle anzuzeigen (8 193 Absatz 3
SGB VII).

(2) Haben Unternehmer und Unternehmerinnen im Einzelfall Anhaltspunkte, dass bei
Versicherten ihrer Unternehmen eine Berufskrankheit vorliegen kdnnte, haben sie diese
der Unfallkasse anzuzeigen (8 193 Absatz 2 SGB VII).

(3) Die Anzeige ist binnen drei Tagen zu erstatten, nachdem der Unternehmer oder die
Unternehmerin oder die nach Absatz 1 Satz 2 und 3 anzeigepflichtigen Stellen von dem
Unfall oder von den Anhaltspunkten fiir eine Berufskrankheit Kenntnis erlangt haben. Die
Versicherten kénnen von den Unternehmern oder Unternehmerinnen verlangen, dass
ihnen eine Kopie der Anzeige uberlassen wird (8 193 Absatz 4 SGB VII). Todesfélle und
Ereignisse, bei denen mehr als drei Personen gesundheitlich in dem Mal3 geschadigt
werden, dass arztliche Heilbehandlung erforderlich wird, sind der Unfallkasse unverziglich
mitzuteilen.

(4) Die Anzeige ist vom Betriebs- oder Personalrat mit zu unterzeichnen. Die Unternehmer
und Unternehmerinnen haben die Sicherheitsfachkrafte und die Betriebsarzte und
Betriebsarztinnen tber jede Unfall- oder Berufskrankheitenanzeige in Kenntnis zu setzen.
Verlangt die Unfallkasse zur Feststellung, ob eine Berufskrankheit vorliegt, Auskiinfte Uber
gefahrdende Tatigkeiten von Versicherten, haben die Unternehmer und Unternehmerinnen
den Betriebs- oder Personalrat tUber dieses Auskunftsersuchen unverziglich zu
unterrichten (8 193 Absatz 5 SGB VII).

(5) Bei Unfallen in Unternehmen, die der allgemeinen Arbeitsschutzaufsicht unterstehen,
haben die Unternehmer und Unternehmerinnen eine Durchschrift der Anzeige der fir den
Arbeitsschutz zustandigen Behorde zu tbersenden. Bei Unféllen in Unternehmen, die der
bergbehdrdlichen Aufsicht unterstehen, ist die Durchschrift an die zustandige untere
Bergbehdrde zu Gbersenden (8 193 Absatz 7 Satz 1 und 2 SGB VII).

(6) Die Anzeige ist der Unfallkasse auf dem vorgeschriebenen Vordruck in zweifacher
Ausfertigung oder im Wege der Datenubermittlung nach § 5 Unfallversicherungs-
Anzeigeverordnung zu erstatten.

823
Unterstiitzung der Unfallkasse durch die
Unternehmer und Unternehmerinnen

(1) Uber die gesetzlich im Einzelnen festgelegten Pflichten hinaus haben die Unternehmer
und Unternehmerinnen die Unfallkasse bei der Durchfiihrung der Unfallversicherung zu
unterstitzen (8 191 SGB VII). Zur Durchfuihrung der Unfallversicherung gehdéren nach 8
199 SGB VI
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1. die Feststellung, ob ein Versicherungsfall vorliegt,
2. die Feststellung der Zustandigkeit und des Versicherungsstatus,
3. die Erbringung der Leistungen,

4. die Berechnung, Festsetzung und Erhebung von Beitragen einschlief3lich der
Beitragsberechnungsgrundlagen,

5. die Geltendmachung von Erstattungs- und Ersatzanspruchen,

6. die Verhitung von Versicherungsfallen, die Abwendung von arbeitsbedingten
Gesundheitsgefahren sowie die Vorsorge fur eine wirksame Erste Hilfe,

7. die Erforschung von Risiken und Gesundheitsgefahren fir die Versicherten sowie

8. die Heilbehandlung einschlie3lich Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und der Gemeinschatft.

(2) Dazu obliegt es den Unternehmern und Unternehmerinnen insbesondere,

1. alle erforderlichen Auskilinfte zu erteilen und alle erforderlichen Beweis- oder
sonstigen Urkunden vorzulegen sowie

2. darauf hinzuwirken, dass Versicherte nach Unfallen im Unternehmen nur Arztinnen
und Arzte oder Krankenhauser aufsuchen, die die Unfallkasse benannt hat,

3. die MalBnahmen aus dem Gebiet der Heilbehandlung einschlie3lich der Leistungen
zur medizinischen Rehabilitation und Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und in
der Gemeinschaft zu unterstitzen, insbesondere die Anweisungen durchzufihren,
welche die Unfallkasse wegen der Heilbehandlung allgemein oder fiir den Einzelfall
gibt.

(3) Die Unternehmer und Unternehmerinnen haben der Unfallkasse binnen einer Woche
nach Beginn des Unternehmens

1. die Art und den Gegenstand des Unternehmens,
2. die Zahl der Versicherten und

3. den Eréffnungstag oder den Tag der Aufnahme der vorbereitenden Arbeiten fur das
Unternehmen
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schriftlich mitzuteilen (8 192 Absatz 1 SGB VII).

§ 24

Anzeige der Veranderung

Die Unternehmer und Unternehmerinnen haben der Unfallkasse jede das Unternehmen
betreffende Anderung, die firr die Zustandigkeit der Unfallkasse oder fiir die Veranlagung
wichtig ist, binnen vier Wochen schriftlich anzuzeigen (88 191, 192 Absatz 2 SGB VII).
Dies gilt insbesondere fur

1. den Wechsel des Unternehmers oder der Unternehmerin, auch den Eintritt oder das
Ausscheiden von Mitunternehmern oder Mitunternehmerinnen,

2.  Anderungen von Art und Gegenstand des Unternehmens,

3. jede Verlegung des Unternehmens oder eines Teils des Unternehmens auch
innerhalb des gleichen Orts,

4. jede Erweiterung des Unternehmens durch Hinzunahme neuer Gewerbezweige,
5. die Einstellung des Unternehmens oder von Teilen des Unternehmens.

Abschnitt V
Aufbringung der Mittel

8 25
Beitrdge

(1) Die Mittel fur die Ausgaben der Unfallkasse (Gesamtbedarf) werden durch jahrliche
Beitrdge der Unternehmen aufgebracht (§ 20 SGB 1V, § 150 Absatz 1, § 185 SGB VII). Die
Beitrdge mussen den Bedarf des Geschaftsjahres einschliel3lich der zur Ansammlung des
Verwaltungsvermoégens (8 172b SGB VII) und der zur Beschaffung der Betriebsmittel (8 81
SGB IV) nétigen Betrage decken (8§ 21 SGB V).

(2) Die Aufwendungen fiir die Unternehmen und Versicherten des Landes (8 3 Absatz 1
Nummer 1) tragt die Freie Hansestadt Bremen nach Maf3gabe des Beschlusses des
Senats der Freien Hansestadt Bremen vom 5. Oktober 2010.

(3) Die unter 8§ 3 Absatz 1 Nummern 2, 3, 4 und 5 aufgefiihrten Unternehmen werden nach
der Summe aller Arbeitsentgelte ihrer Beschaftigten zur Beitragsleistung herangezogen.
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(4) Von den unter 8§ 3 Absatz 1 Nummer 6 genannten Haushalten wird ein von der
Vertreterversammlung festzusetzender einheitlicher Betrag je Beschaftigten erhoben. §
185 Absatz 4 Satze 3 und 5 SGB VIl gilt entsprechend.

(5) Unternehmen nach 8§ 3 Absatz 1 Nummer 7 werden fir Téatigkeiten, die andere als
solche zur Hilfe bei Unglucksfallen sind, nach der Entgeltsumme der hauptamtlich Tatigen
veranlagt.

(6) Aufwendungen fur Versicherte nach 8 4 Nummer 5 werden auf das Land und die
Gemeinden nach ihrer Anzahl der Versicherten und den Ausgaben der Unfallkasse flr
Schadensregulierungen je Kérperschaft umgelegt.

(7) Die Unternehmen sind zum Zwecke der Beitragsuberwachung verpflichtet, die fur die
Festsetzung der Beitrdge angeforderten Unterlagen fristgerecht einzureichen, den
Beauftragten der Unfallkasse in die zur Beitragsberechnung benétigten Blicher und Listen
Einblick zu gewahren und die angeforderten Beitrage und Vorschusse fristgeman
einzuzahlen (8 166 SGB VII).

§ 26

Vorschiisse

Die Unfallkasse kann Vorschisse auf die Beitrage erheben (8 164 Absatz 1 SGB VII). Das
Néahere bestimmt der Vorstand (8 15 Nummer 8).

§27

Einforderung von Beitragen und Beitragsvorschiissen

(1) Die Unfallkasse teilt den Beitragspflichtigen den von ihnen zu zahlenden Beitrag
schriftlich mit. Der Beitrag wird am 15. des Monats fallig, der dem Monat folgt, in dem der
Bescheid bekannt gegeben worden ist (§ 23 Absatz 3 SGB 1V).

(2) Absatz 1 gilt fur Beitragsvorschisse entsprechend, wenn der Bescheid keinen anderen
Falligkeitstermin bestimmt (8 23 Absatz 3 SGB V).

(3) 8 3 Absatz 1 und 2 Beitragsverfahrensverordnung gilt entsprechend.

§28

Saumniszuschlag

Fur Beitrage und Beitragsvorschusse, die der Zahlungspflichtige nicht bis zum Ablauf des
Falligkeitstages gezahlt hat, ist fur jeden angefangenen Monat der Saumnis ein
Saumniszuschlag von eins vom Hundert des rickstandigen, auf 50 Euro nach unten
abgerundeten Betrages zu zahlen. Bei einem rickstéandigen Betrag unter 100 Euro ist der
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Saumniszuschlag nicht zu erheben, wenn dieser gesondert schriftlich anzufordern wére (8
24 Absatz 1 Satz 2 SGB IV).

§29

Besondere Bestimmungen fiir Freiwillig Versicherte

(1) Die Unfallkasse fuhrt ein Verzeichnis der freiwillig Versicherten und bestétigt den
Versicherten die Versicherung.

(2) Fur die Berechnung der Geldleistungen gilt fur die Versicherten nach 8§ 6 Absatz 1
Nummer 1 als Jahresarbeitsverdienst der Betrag des Hochstjahresarbeitsverdienstes
gemal 8§ 21 Absatz 2.

(3) Die Versicherung beginnt mit dem Tag nach Eingang des Antrags bei der Unfallkasse,
sofern nicht ein spéterer Zeitpunkt beantragt wird. Berufskrankheiten und Krankheiten, die
wie Berufskrankheiten entschadigt werden kdnnen, sind von der Versicherung
ausgeschlossen, wenn ihre medizinischen Voraussetzungen vor Beginn der freiwilligen
Versicherung vorlagen.

(4) Die freiwillige Versicherung endet mit Ablauf des Monats, in dem ein entsprechender
schriftlicher Antrag bei der Unfallkasse eingegangen ist.

(5) Die freiwillige Versicherung erlischt, wenn der auf sie entfallende Beitrag oder
Beitragsvorschuss binnen zweier Monate nach Falligkeit nicht gezahlt worden ist (8 6
Absatz 2 Satz 2 SGB VII). Ein neuer Antrag bleibt so lange unwirksam, bis der
rickstandige Beitrag oder Beitragsvorschuss entrichtet worden ist (8 6 Absatz 2 Satz 3
SGB VII).

(6) Bei der Uberweisung des Unternehmens an einen anderen Unfallversicherungstrager
erlischt die freiwillige Versicherung mit dem Tag, an dem die Uberweisung wirksam wird (§
137 Absatz 1 Satz 1 SGB VII). Im Falle riickwirkender Uberweisung (§ 137 Absatz 1 Satz 2
SGB VII) erlischt die Versicherung zu dem Zeitpunkt, zu dem die Uberweisung bindend
wird (8 136 Absatz 1 Satz 4 und 5 SGB VII). Bei Einstellung des Unternehmens und beim
Ausscheiden der versicherten Person aus dem Unternehmen erlischt die freiwillige
Versicherung mit dem Tag des Ereignisses.

(7) Die Versicherten sind selbst beitragspflichtig (8 150 Absatz 1 Satz 2i. V. m. § 185
Absatz 1 SGB VII). Beitrage werden unabhangig von der Dauer als Jahresbeitrag
erhoben. Fir Versicherte nach 8 6 Absatz 1 Nummer 1 werden sie entsprechend der
Beitragshohe fur die Pflichtversicherten des Unternehmens erhoben; als Arbeitsentgelt gilt
der Betrag des Hochstjahresarbeitsverdienstes nach 8§ 21 Absatz 2. Fur Versicherte nach
8 6 Absatz 1 Nummer 2 wird ein personenbezogener Beitrag festgesetzt (8 185 Absatz 4
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Satz 2 SGB VII). Es gilt hier der Beitrag fur Haushalte (8 3 Absatz 1 Nummer 6 i.V.m. § 25
Absatz 4)

Abschnitt VI
Pravention

8§30
Allgemeines

(1) Die Unfallkasse sorgt mit allen geeigneten Mitteln fur die Verhitung von
Arbeitsunfallen, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren sowie fir
eine wirksame Erste Hilfe in den Unternehmen (8 14 Absatz 1 SGB VII). Die Unternehmen
sind fur die Durchfiihrung der MalRnahmen zur Verhitung von Arbeitsunfallen und
Berufskrankheiten und fir die Verhitung von arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren sowie
fur eine wirksame Erste Hilfe verantwortlich.

(2) Die Unfallkasse kann unter Mitwirkung der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung
als autonomes Recht Unfallverhutungsvorschriften tiber Malinahmen zur Verhiitung von
Arbeitsunfallen, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren oder fur
eine wirksame Erste Hilfe erlassen, soweit dies zur Pravention geeignet und erforderlich
ist und staatliche Arbeitsschutzvorschriften hiertiiber keine Regelung treffen.

1. Indiesem Rahmen kénnen Unfallverhitungsvorschriften erlassen werden tber
a) Einrichtungen, Anordnungen und MalRnahmen, welche die Unternehmer und
Unternehmerinnen zur Verhttung von Arbeitsunfallen, Berufskrankheiten und
arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren zu treffen haben, sowie die Form der
Ubertragung dieser Aufgaben auf andere Personen (8§ 15 Absatz 1 Satz 1
Nummer 1 SGB VII),

b) das Verhalten der Versicherten zur Verhiitung von Arbeitsunfallen,
Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren (8§ 15 Absatz 1
Satz 1 Nummer 2 SGB VII),

c¢) von den Unternehmern und Unternehmerinnen zu veranlassende
arbeitsmedizinische Untersuchungen und sonstige arbeitsmedizinische
Maflinahmen vor, wahrend und nach der Verrichtung von Arbeiten, die fur
Versicherte oder Dritte mit arbeitsbedingten Gefahren fur Leben und Gesundheit
verbunden sind (8 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 SGB VIl),

d) Voraussetzungen, die Arzte und Arztinnen, die mit Untersuchungen oder
Maflinahmen nach c) beauftragt sind, zu erfullen haben, sofern die arztliche
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Untersuchung nicht durch eine staatliche Rechtsvorschrift vorgesehen ist (8 15
Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 SGB VII),

e) die Sicherstellung einer wirksamen Ersten Hilfe durch die Unternehmer und
Unternehmerinnen (8 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 SGB VII),

f) die MalBhahmen, die die Unternehmer und Unternehmerinnen zur Erfullung der
sich aus dem Gesetz Uber Betriebsarzte, Sicherheitsingenieure und andere
Fachkrafte fur Arbeitssicherheit ergebenden Pflichten zu treffen haben (8 15
Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 SGB VII),

g) die Zahl der Sicherheitsbeauftragten, die nach § 22 SGB VII unter
Berucksichtigung der in den Unternehmen fur Leben und Gesundheit der
Versicherten bestehenden arbeitsbedingten Gefahren und der Zahl der
Beschaftigten zu bestellen sind (88 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7, 22 SGB VI, §
32).

2. In Erfullung ihrer gesetzlichen Aufgabe tiberwacht die Unfallkasse die Durchfiihrung
der Mal3nahmen zur Verhitung von Arbeitsunfallen, Berufskrankheiten und
arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren sowie fur eine wirksame Erste Hilfe in den
Unternehmen und berat die Unternehmer und Unternehmerinnen und die
Versicherten (8 17 Absatz 1 Satz 1 SGB VII).

(3) Die Unfallkasse nimmt an der Entwicklung, Umsetzung und Fortschreibung der
Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutzstrategie gemal den Bestimmungen des Fiinften
Abschnitts des Arbeitsschutzgesetzes teil (§ 14 Absatz 3 SGB VII).

§31

Bekanntmachung der Unfallverhiitungs-

vorschriften, Unterrichtung der Unternehmen und

der Versicherten

Die von der Vertreterversammlung beschlossenen und von der Senatorin fir Arbeit,
Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales genehmigten Unfallverhiitungsvorschriften und
deren Anderungen werden 6ffentlich bekannt gemacht (vgl. § 38). Die Unfallkasse
unterrichtet die Unternehmen Uber diese Vorschriften und die Bul3geldvorschriften; sie
stellt den Unternehmern und Unternehmerinnen die bendtigten
Unfallverhitungsvorschriften auf Anforderung zur Verfligung; die Unternehmer und
Unternehmerinnen sind zur Unterrichtung der Versicherten verpflichtet (8 15 Absatz 5 SGB
VII). Die Unfallverhitungsvorschriften sind im Unternehmen so zuganglich zu machen,
dass sie von den Versicherten jederzeit eingesehen werden kénnen.
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8§32
Uberwachung und Beratung der
Unternehmen, Aufsichtspersonen

(1) Die Uberwachungs- und Beratungsaufgaben nach § 30 Absatz 2 Nummer 2 nimmt die
Unfallkasse durch Aufsichtspersonen (8§ 18 Absatz 1 SGB VII) wahr. Diese sind
insbesondere befugt,

1. zu den Betriebs- und Geschaftszeiten Grundstiicke und Betriebsstéatten zu betreten,
zu besichtigen und zu prifen (8 19 Absatz 2 Nummer 1 SGB VII),

2. von den Unternehmern und Unternehmerinnen die zur Durchflhrung ihrer
Uberwachungsaufgabe erforderlichen Auskiinfte zu verlangen (8 19 Absatz 2
Nummer 2 SGB VII),

3. geschéftliche und betriebliche Unterlagen der Unternehmer und Unternehmerinnen
einzusehen, soweit es die Durchfiihrung ihrer Uberwachungsaufgabe erfordert (§ 19
Absatz 2 Nummer 3 SGB VII),

4. Arbeitsmittel und personliche Schutzausriistungen sowie ihre bestimmungsgemalie
Verwendung zu prifen (8 19 Absatz 2 Nummer 4 SGB VII),

5. Arbeitsverfahren und Arbeitsablaufe zu untersuchen und insbesondere das
Vorhandensein und die Konzentration gefahrlicher Stoffe und Zubereitungen zu
ermitteln oder, soweit die Aufsichtspersonen und die Unternehmer und
Unternehmerinnen die erforderlichen Feststellungen nicht treffen kénnen, auf Kosten
der Unternehmen ermitteln zu lassen (8 19 Absatz 2 Nummer 5 SGB VIlI),

6. gegen Empfangsbescheinigung Proben nach ihrer Wahl zu fordern oder zu
entnehmen; soweit die Unternehmer und Unternehmerinnen nicht ausdrticklich darauf
verzichten, ist ein Teil der Proben amtlich verschlossen oder versiegelt
zuriickzulassen (8 19 Absatz 2 Nummer 6 SGB VII),

7. zuuntersuchen, ob und auf welche betrieblichen Ursachen ein Unfall, eine
Erkrankung oder ein Schadensfall zurtickzufihren ist (8 19 Absatz 2 Nummer 7 SGB
i)}

8. die Begleitung durch die Unternehmer und Unternehmerinnen oder von ihnen
beauftragte Personen zu verlangen (8 19 Absatz 2 Nummer 8 SGB VII).
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Zur Verhitung dringender Gefahren konnen die MaRnahmen nach Satz 2 auch in
Wohnrdumen und zu jeder Tages- und Nachtzeit getroffen werden. Die Unternehmer und
Unternehmerinnen haben die Mal3hahmen nach Satz 2 Nummer 1 und 3 bis 7 zu dulden.
Dem Betriebsrat oder Personalrat ist Gelegenheit zu geben, an der Besichtigung des
Unternehmens und an der Beratung teilzunehmen.

(2) Die Aufsichtspersonen der Unfallkasse kbnnen im Einzelfall anordnen, welche
Malinahmen Unternehmer und Unternehmerinnen oder Versicherte zu treffen haben zur
Erfullung ihrer Pflichten aufgrund der Unfallverhiitungsvorschriften nach 8§ 30 Absatz 2
Nummer 1 oder zur Abwendung besonderer Unfall- und Gesundheitsgefahren (8§ 19
Absatz 1 Satz 1 SGB VII). Die Aufsichtspersonen sind berechtigt, bei Gefahr in Verzug
sofort vollziehbare Anordnungen zur Abwendung von arbeitsbedingten Gefahren fir Leben
und Gesundheit zu treffen (8 19 Absatz 1 Satz 2 SGB VII).

(3) Auskunfte auf Fragen, deren Beantwortung die Unternehmer und Unternehmerinnen
selbst oder einen ihrer in 8 383 Absatz 1 Nummern 1 bis 3 der Zivilprozessordnung
bezeichneten Angehdrigen der Gefahr der Verfolgung wegen einer Straftat oder
Ordnungswidrigkeit aussetzen wirde, kdnnen verweigert werden (8 19 Absatz 3 Satz 2
SGB VII).

(4) Die Aufsichtspersonen sind bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben von den
Unternehmern und Unternehmerinnen zu unterstitzen, soweit dies zur Erfullung ihrer
Aufgaben erforderlich ist (8 19 Absatz 3 Satz 1 SGB VII).

§33

Sicherheitsbeauftragte

(1) In Unternehmen mit regelmé&Rig mehr als 20 Beschaftigten haben die Unternehmer und
Unternehmerinnen unter Beteiligung des Betriebsrates oder Personalrates
Sicherheitsbeauftragte unter Beriicksichtigung der im Unternehmen fur die Beschaftigten
bestehenden Unfall- und Gesundheitsgefahren und der Zahl der Beschéftigten zu
bestellen (§ 22 Absatz 1 Satz 1 SGB VII). Als Beschaftigte gelten auch die nach § 2 Absatz
1 Nummer 2, 8 und 12 SGB VII Versicherten.

(2) In Unternehmen mit geringen Gefahren fir Leben und Gesundheit kann die
Unfallkasse die Zahl 20 in ihrer Unfallverhtitungsvorschrift erhéhen (8 22 Absatz 1 Satz 4
SGB VII).

(3) In Unternehmen mit besonderen Gefahren fur Leben und Gesundheit kann die
Unfallkasse anordnen, dass Sicherheitsbeauftragte auch dann zu bestellen sind, wenn die
Mindestbeschaftigtenzahl nach Absatz 1 nicht erreicht wird (8 22 Absatz 1 Satz 3 SGB
VD).
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(4) Die Sicherheitsbeauftragten haben den Unternehmer/die Unternehmerin bei der
Durchfiihrung der Malinahmen zur Verhitung von Arbeitsunfallen und Berufskrankheiten
Zu unterstitzen, insbesondere sich von dem Vorhandensein und der ordnungsgemalien
Benutzung der vorgeschriebenen Schutzeinrichtungen und personlichen
Schutzausristungen zu Uberzeugen und auf Unfall- und Gesundheitsgefahren flr die
Versicherten aufmerksam zu machen (8 22 Absatz 2 SGB VII).

(5) Die Sicherheitsbeauftragten dirfen wegen der Erfullung der ihnen tbertragenen
Aufgaben (8 22 Absatz 2 SGB VII) nicht benachteiligt werden (8 22 Absatz 3 SGB VII).

8§34
Aus- und Fortbildung der mit Praventionsaufgaben
betrauten Personen

(1) Die Unfallkasse sorgt daftr, dass Personen in den Unternehmen, die mit der
Durchfiihrung der Malinahmen zur Verhitung von Arbeitsunfallen, Berufskrankheiten und
arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren sowie mit der Ersten Hilfe betraut sind, aus- und
fortgebildet werden; sie halt die Unternehmer und Unternehmerinnen sowie Versicherte
an, an Aus- und Fortbildungslehrgangen teilzunehmen (8 23 Absatz 1 SGB VII).

(2) Die Unfallkasse tragt die unmittelbaren Kosten ihrer Aus- und FortbildungsmafRnahmen
sowie die erforderlichen Fahr-, Verpflegungs- und Unterbringungskosten. Bei Aus- und
Fortbildungsmalinahmen fir Ersthelfer, die von Dritten durchgefiihrt werden, hat die
Unfallkasse nur die Lehrgangsgebuhren zu tragen (8§ 23 Absatz 2 SGB VII).

(3) Fur nach dem Gesetz Uber Betriebsérzte, Sicherheitsingenieure und andere Fachkréfte
fur Arbeitssicherheit zu verpflichtenden Betriebséarztinnen und Betriebsarzte und
Fachkrafte fur Arbeitssicherheit, die nicht den Unternehmen angehdren, kann die
Unfallkasse MalRnhahmen entsprechend Absatz 1 durchfiihren (8§ 23 Absatz 1 Satz 2 SGB
VII).

(4) Die Versicherten haben fur die Arbeitszeit, die wegen der Teilnahme an einem
Lehrgang ausgefallen ist, gegen das Unternehmen einen Anspruch auf Fortzahlung des
Arbeitsentgelts (8§ 23 Absatz 3 SGB VII).

Abschnitt Vil
Ordnungswidrigkeiten und GeldbufRen

§35

Ordnungswidrigkeiten
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(1) Unternehmer und Unternehmerinnen oder Versicherte handeln ordnungswidrig, wenn
sie gegen Vorschriften verstol3en, deren Verletzung mit einer Geldbul3e geahndet werden
kann. Dies gilt insbesondere bei

1. Zuwiderhandlungen gegen Unfallverhitungsvorschriften oder vollziehbare
Anordnungen (8 209 Absatz 1 Nummer 1 und 2 SGB VII),

2. Zuwiderhandlungen gegen die Pflicht zur Duldung von MalRnahmen (8§ 209 Absatz 1
Nummer 3 SGB VII),

3. VerstoRen gegen die gesetzlich bestimmten Unterrichtungs-, Melde-, Nachweis-,
Aufbewahrungs-, Mitteilungs-, Anzeige-, Aufzeichnungs- und Auskunftspflichten (8§
209 Absatz 1 Nummern 4 bis 11 SGB VII),

4. Anrechnung von Beitrdgen zur gesetzlichen Unfallversicherung auf das Arbeitsentgelt
von Beschéftigten (8 209 Absatz 2 SGB VII).

(2) Ordnungswidrig handelt, wer als Unternehmer oder Unternehmerin vorsatzlich oder
leichtfertig eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig erteilt
oder eine Unterlage nicht, nicht richtig, nicht vollstdndig oder nicht rechtzeitig vorlegt (8 98
Absatz 1 und 5 SGB X).

(3) In den Féllen des Absatzes 1 Nummer 1 und 2 kann eine Geldbul3e bis zu 10 000 Euro
festgesetzt werden. In den Fallen des Absatzes 1 Nummer 4 und des Absatzes 2 betragt
die Geldbul3e bis zu 5 000 Euro, in den Féllen des Absatzes 1 Nummer 3 bis zu 2 500
Euro.

8 36
GeldbuBBen gegen Vertretungsberechtigte
und Beauftragte

(1) Soweit nach 8§ 35 gegen Unternehmer und Unternehmerinnen Geldbuf3en verhangt
werden kdnnen, gilt dies auch gegentber

1. dem vertretungsberechtigten Organ einer juristischen Person oder dem Mitglied eines
solchen Organs,

2. den vertretungsberechtigten Gesellschaftern und Gesellschafterinnen einer
rechtsfahigen Personengesellschaft oder

3. den gesetzlichen Vertretern oder Vertreterinnen des Unternehmens (8 9 Absatz 1
OWIG).
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(2) Sind Personen von Unternehmern oder Unternehmerinnen oder einem sonst dazu
Befugten

1. Dbeauftragt, das Unternehmen ganz oder zum Teil zu leiten, oder

2. ausdrucklich beauftragt, in eigener Verantwortung Aufgaben wahrzunehmen, die den
Inhabern oder Inhaberinnen des Betriebes obliegen,

und handeln sie auf Grund dieses Auftrages, so sind Vorschriften, die fur die Unternehmer
und Unternehmerinnen gelten, auch auf die Beauftragten anzuwenden, wenn besondere
Eigenschaften, Verhaltnisse oder Umstande (besondere persdnliche Merkmale), welche
die Mdglichkeit einer Ahndung begriinden, zwar nicht bei ihnen, aber bei den
Unternehmern und Unternehmerinnen vorliegen. Dies gilt sinngemaR fir Beauftragte von
einer Stelle, die Aufgaben der o6ffentlichen Verwaltung wahrnimmt (8 9 Absatz 2 OWIiG).

(3) Die Absatze 1 und 2 sind auch dann anzuwenden, wenn die Rechtshandlung, welche
die Vertretungsbefugnis oder das Auftragsverhéltnis begriinden sollte, unwirksam ist (8 9
Absatz 3 OWIG).

§ 37
GeldbuBen bei Verletzung der Aufsichtspflicht

(1) Unternehmer und Unternehmerinnen handeln ordnungswidrig, wenn sie vorsatzlich
oder fahrlassig erforderliche Aufsichtsmal3hahmen unterlassen und infolgedessen eine zu
beaufsichtigende Person gegen eine Vorschrift verstol3t, deren Verletzung mit einem
BuRRgeld geahndet werden kann. Zu den erforderlichen Aufsichtsmaflinahmen gehéren
auch die Bestellung, sorgfaltige Auswahl und Uberwachung von Aufsichtspersonen (§ 130
Absatz 1 OWIG).

(2) Den Unternehmern und Unternehmerinnen stehen gleich

1. ihre gesetzlichen Vertreter,

2. die Mitglieder des zur gesetzlichen Vertretung berufenen Organs einer juristischen
Person sowie die vertretungsberechtigten Gesellschafter und Gesellschafterinnen
einer rechtsfahigen Personengesellschatft,

3. Personen, die beauftragt sind, das Unternehmen ganz oder zum Teil zu leiten, soweit
es sich um Aufgaben handelt, fir deren Wahrnehmung sie verantwortlich sind (8 9
Absatz 2 OWIG).

Seite 34 von 36



(3) Das Hochstmald der GeldbulRe wegen der Aufsichtspflichtverletzung richtet sich nach
dem fur die Pflichtverletzung angedrohten Hochstmalf3 der Geldbul3e (8 130 Absatz 3 Satz
2 OWIG).

Abschnitt Vil
Schlussbestimmungen

§ 38

Bekanntmachungen

(1) Das autonome Recht und die tbrigen Bekanntmachungen der Unfallkasse werden mit
Ausnahme der dienstrechtlichen Regelungen im Internet (http://
www.unfallkasse.bremen.de) offentlich bekannt gegeben (8 34 Absatz 2 SGB V).

(2) Dienstrechtliche Regelungen, insbesondere die Dienstordnung und die sie
ergdnzenden Vorschriften, werden durch zweiw6chigen Aushang in den Geschéaftsraumen
der Unfallkasse bekannt gemacht.

§39

Inkrafttreten
(1) Die Satzung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2011 in Kraft.

(2) Vom gleichen Zeitpunkt ab tritt die Satzung vom 22. November 2007 mit allen
Nachtragen und Anhangen und Anlagen aul3er Kraft.

Beschlossen von der Vertreterversammlung der Unfallkasse Freie Hansestadt Bremen am
20. Dezember 2010.

Bremen, den 20. Dezember 2010

Der Vorsitzende der
Vertreterversammlung

gez. Krebs

Anlagen (nichtamtliches Verzeichnis)

Weitere Informationen siehe rechte Spalte oben.

FuRnoten

1)
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Die Vertreterversammlung der Unfallkasse hat mit Beschluss vom 5. Dezember 1997
gemal 8 13 Nummer 12 der Satzung den Widerspruchsausschuss als die Stelle
bestimmt, die im Einspruchsverfahren gegen Buf3geldbescheide die Befugnisse der
Verwaltungsbehdrde nach § 36 Absatz 1 OwiG wahrnimmt.

Seite 36 von 36



	Satzung der Unfallkasse Freie Hansestadt Bremen
	Vom 20. Dezember 2010
	Anlagen (nichtamtliches Verzeichnis)
	Fußnoten



